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Rents republikanisches Blatt.
Herausgegeben von Escher und Usteri.

Band i. n. xevm.

G e s e z g e b u n g.

Senat, i->. F e b r u ar.
Fortsetzung.

(Beschluß von Wexmanns Bemerkungen
über den Cvnicitmionserttwnrf.

Ja, Bürger Senatoren! lcsst vereint uns eifrig
bemühen, daß wir Mittel/und. Wege ausfindig ma-
chen, wie dieser sur das Wohl und Weh unseres
Landes so wichtige Stand von der Nation besorgt
werden könne.

Aber woher? wo ist die Quelle woraus dieser
Stand Unterhalt genießen soll? Vom Staat?

Wer könnte sich enthalten, bei diewr Frage an
die zu frühe und übereilte Abschaffung des Zehn-
dens zu denken. Noch diese Strande begreife
ich nicht, wie damals die Ruksicht auf den geistlichen
Stand nicht einigen Aufschub bewürkte, da doch
dem Landmann sein braver Pfarrer meistens ein lie-
bec Mann war.

Die Hauptfrage ist also woher? und die zweite
wie?

Woher? Kann die Nation die Domainen und Klo-
siergüter, die ebemals den Geistlichen zugehör-
ten, die die Nation noch befizt, dazu bestim-
men?

2. Oder kann der Ertrag des Zehntenauskaufs da-
zu dienen, und ist cs h'nreichend.

Z. Oder ist eine allg meine Auflage zur Besoldung
dieses Standes zu machen nothwendig?
Diese und mehrere Fragen können der Wichtig-

keit der Sache halber nicht in schneller Eile ab-
geschlossen werden. Natürlich muß zuerst eine Rech-
nung vorgelegt werden, wie viel Geistliche die Re-
publik zuzahlen hätte.

Die Frage wie?
I. In Proportion mit den Geschäften, dem Um-

fange der Gemeinten.
s. Nach dem mehr oder minder kostbaren Wohn-

o-.t, Stadt oder Dorf.
z. In Betracht, daß sie darneben nichts erwerben

Bern, 10. Merz 1800. fiv. Ventôse VIII.Z

können; eben sowohl, als in Betracht, daß sie
das Amt lebenslänglich besitzen.
Die Hauptfrage ist : soll in der Constitution be-

stimmt werden: „Die Nation sorgt für den Unter-
halt. "

Ich für mich kann zu keiner Bestimmung ànd
bieten, wenn man der Möglichkeit der Erfüllung
nicht zuverlässig sicher ist. Mich dünkt, weise
Gesetze, und nicht die Constitution solle dieß bestim-
men; wir wollen nicht etwas beschwören, was wir
nicht erfüllen können. Schon genug gerechten Un-
willen erregte das Versprechen bisheriger Besoldung
für diesen Stand, welches der Umständen halben
nicht erfüllt worden. Trachten wir, daß dieses
Versprechen erfüllt werde, ehe wir die Nation zu
anderen verpflichte»; dafür leid ihr pflichkig zu sor->

gen, so schnell als möglich; aber nicht so schnell
mit neuen Versprechen, wann sie nicht auf solide
Fundamente gegründet sind.

Skandevmäßig, was heißt bas?
Ich finde dieses Standesvsrrecht soll Haupt-

sächlich seyn, Unabhängigkeit in Ruksicht der
Besoldung.

Der Geistliche soll nicht übertrieben reichlich be-
soldet werden, aber auch nicht armselig; vor al-
lern aus: abhängig von seiner Gemeinde soll er nicht
seyn um seiner Besoldung willen; dann er soll in
seiner Gemeinde nicht dienen, sondern nützen!
und kann er das, so lange er abhang'g ist. Wer
die Art und Weise kennt, wie viele Gemeinden auf
willkührliche, indelicate Art selbst zahlen, der
wünscht, daß es auf eine Act und Weise geschehen
möchte, deren sich ein freier gefühlvoller Manw
nicht schäme» müsse.

Ich stimme, zufolge den angehörten und gesagt
ten Bemerkungen die Sache zu reiferer Ueberlegung
einer Commission zu übertragen, deren man aber
so viel Zeit gestatte, daß ihr Rapport ausführiich
und auf nöthige Calculation begründet werden könne»

Im Fall des Adsiimmens müßte ich über den
Zten und 4ten Punkt dahin stimmen, daß Gesetze
für die Nieverlassangs-Gebühren sorgen werden.

In Betreff des Lten Artikels beharre ich, dsß



die Constitution nichts weiter sage, als für den
standesmäßigen Unterhalt der nöthigen Geistlichen
werden Gesetze sorgen.

Augustini möchte nicht so viel metaphysische
Grundsatze ausstellen, will aber nun vorzüglich über
den 8. und y. Art. sprechen. Das Klük des Volks
liegt in seiner Zufriedenheit; wir müssen es also vor
allem in dem beruhigen, was ihm zunächst am Her-
zen liegt.

Wenn ich die verschiedenen Helvetic? in ihren
verschiedenen politischen und religiösen Meinungen
betrachte, so finde ich, daß es sehr schwer, man
dürfte wohl sagen, unmöglich ist, alle zufrieden zu
stellen; man muß sich darum begnügen, die Mehre
heit, die den Souverain ausmacht, zu befriedigen.
Die meisten, etwa einige Philosophen ausgenommen,
hänge» von ganzer Seele an der Religion ihrer Vä-
ter; nur durch die feierliche unzweideutige Anerkenn

nung der Religion der Vater werden sie befriedigt;
alle öffentlichen Gottesdienste unter den Schutz der
Gesetze nehmen, ist so viel als wenn ein Arzt das
einzige Rettungsmittel vergiften wollte; uneinge-
schränkte Religions- Preß - und Schreibfreiheit kann
das helvetische Volk nicht dulden; Ehebruch, Blut-
Schande, öffentliche Unzucht, die alle zur Religion
in verschiedenen Landern gehörten, können sonst con-
stittttionsmäßig eingeführt werden; er fürchtet das
zwar nicht, aber er führt es nur an, um zu zeigen,
wie unvernünftig Religionsfreiheit wäre. Die Gesetze
könnten ohne Ungerechtigkeit solchem Unwesen als-
dann nicht mehr sieurcn. Das helvetische Hirtenvolk
wird nicht in ein Vhilosophenvolk umgewandelt wer-
den ; es ist in Religions - und Frsiheitssachen eut-
schloffen, und alles für sie aufzuopfern bereit. Er
schlägt folgende Abfassung vor: Die helvetische Re-
publik versichert die unangekastesie und ungestörte
Ausübung der katholischen und protestantischen Rcli-
gion, und ihrer Gottesdienste; sie stehen unter dem
Schutze der Republik, die keine andern öffentlichen
Gottesdienste anerkennt.

Das Gesez wirb bestimmen, wie weit die Rede
Schreib- und Preßfreiheit ausgedehnt werden dür-
sen; über die Aufnahme in die Gemeinden stimmt
er Wegmann bei.

Im Art. 11. ist der Ausdruk Dienstbarkeit
zu allgemein, und giebt zu Mißverständnißen Anlaß.

Wegen der Besoldung der Geistlichen möchte es
«m besten seyn, jedem Kanwn dieses zu überlassen.

Cart ist neuerdings überzeugt, daß eine sehr
große Zahl Artikel aus dem Entwurf der Majorirat
genommen werden müssen. Er durchgeht die Artikel
und will die Art. i, 2, 4, 5, 6, 10 und i« nach der
Abfassung der Majorität annehmen.

Dem II. Art. will er beifügen: die Zehnden und
«lle übrige Feodalabgaben bleiben aus immer abge-
schasst.

Genhard ist im Sinne mit der Minorität ganz
einig, nur über dw Redaktion hat er einige Vore
schlage zu machen.

Muret verlangt auch Zurükweisuna des ganzen
Titels an die zu ernennende Commission, und stimmt
Carts Bemerkung bei.

Die Abschaffung aller Tiiel, die von Adel her-
rübren, sollen/so wie Zehnden und Bodeuzinse, als
auf immer abgeschafft, erki,r> wenden.

Im Art. ö. ist es nothwendig allgemeiner zu
erklären, als es geschehe?., daß alle offenriiche Got»
tendier,sie erlaubt find, so weil sie die öffentliche
Ruhe nicht stören; die Religiouslehrec des kacholi»
sehen und reformieren Cultes, sollen ihren Unterhalt
durch die Nation zugefich'rt erhalten. — Er tadelt
den Ausdruk: dies sey der dringendste Auftrag der
Geftzgeber.

Augustini sagt, er habe keinen öffentlichen
Gottesdienst ausschlössen wollen, der bei Anfang der
Revolution in Helvetica gefunden ward.

Kubi! will nur über den 8. Art. reden — denn
wenn jeder eine eigne Redaktion vorschlagt, und
wenn man auch eine neue Commission von En.,e!n
ernennen würde, so kommt man nie zum Ziel. Den 2.
Theil des 8. Art. mißbilligt er; er hat keinen Theil
daran, procestirt feierlich dagegen, und weiß nicht,
aus welchen gottseligen Trieben bewogen, Crauer
diesen Zusaz machte. Er hält für sehr vernünftig,
was Augustini für unvernünftig ansieht; Intoleranz
ist doch das Schreklichste, was sich denken laßt; vor
2000 Iahren har man nicht stupider geredet, wie
heute. Wir wollen doch nicht vor der ganze.» Welt
zum Gespött werden.

Schärern gefüllt der Z. Art. nicht, in sofern
er der Nation den Unterhalt der Geistlichen aufladet,
woher sollte sie das leisten; die Zehndenaufhebung
hat es unmöglich gemacht.

Der iz. Art. gefüllt ihm nicht; er will nur eine
reelle allgemeine Vermögenssteuer.

Mirtelholzer stimmt Carts und Murets Be»
merkungen bei; er schlägt 2 neue Artikel vor:

1. Die deutsche Sprache soll als Hanptnational-
Sprache aus ökonomischen und Gemeingeists»
Gründen erklärt werden.

2. Jedes Eigenthum einer Gemeinde bleibt unge»
stört, und seine Verwaltung den Theilhabern
überlassen.

Gist dice will dem Art. z. beifügen: das Civil» >

Gesez kann die Religion nicht seinen^ Vorschriften
unterwerfen; sie ist das Heiligste des Volks.

Pettolaz. Endlich sind wir dann dahin ge»

langt, uns thätig mit dem gesellschaftlichen Vertrage
zu beschäftigen, der die verschiedenen Völkerschaften
Helvetiens in ein einziges Volk vereinen soll. Endlich
soll die von uns und durch uns verfaßte Constitution



unsern Comw tt'nken, die sich von allen Seiktn her
begierig darnach sehnen, zur Annahme vorgelegt
werden. Sie wird den Beweis liefern, ob wir uu-
fers Auftrags würdig sind, der Beifall der Nation
wird die ehrenvollste aller Belohnungen für uns
seyn.

Erhabene Schatten, ihr unserm Andenken theure
Namen jener ehrwürdigen Manner, von denen man
so viel spricht, und die man so wenig nachahmt;
großmüthige Urväter, die ihr zuerst eueres Vaterlan-
des Freiheit beschworen habt ; unsterbliche Helden, de-

ren Arm unsere Unabhängigkeit gesichert hat; verehr-
ter Einsioler von Saxelen, du, dessen Name das
Sinnbild aller republikanischen, christlichen und ge-
sellschaftiichcn Tugenden darbietet, empfanget heute
die Ausdrücke der dankbaren Empfindungen euerer
Enkel, die versammelt sind, um in einen festen Band
von Brüdern und Freunden diejenigen zu vereinigen,
fur die ihr gelebt und gestritten habt, und für deren
Glük ihr den Tod und das Grab nicht achtet! Kommt,
bükt herab auf die Stellvertreter dieses geliebten Vol-
kes, welchem ihr die Freiheit erobertet, sehet dies?
Stellvertreter vereint, nicht um neue Ketten dem
Menschengeschlechte zu schmieden, sondern um euer
eigenes Merk zu befestigen, um Bürger, die theils
herrschende theils Unterthan waren, zur Gleichheit zu
führen, und jene brüderliche Eintracht zu stiften, ohne
welche die Schweiz bald nur ein großes Leichenfeld
Ware, durch Ränke und Leidenschaften, die euer er-
habenes Vorbild verläugneten, bevölkert!

BB. Senatoren! Zwei große Antriebe erhoben
den Muth unser-r Väter zu jener heroischen Gleich-
müthigkeit, die sie keinerlei Furcht kennen und alle
Gefahren verachten ließ, die auf Demokratie gegrün-
bet« Liebe des Vaterlands, und jene der Religion
und der Tugend. Diese zwei Antriebe sollen auch
uns beseelen und leiten in dem wichtigen Geschäfte,
das gegenwärtig die Augen von ganz Helvctien aus
uns gerichtet erhält. Die Religion hakte bei allen
Unternchumgen der alten Schweizer den Vorsitz ; wo
ich auch die Freiheit mit dem Despotism kämpfend
sah, da sah ich auch die Religion den Muth unserer
Krieger lenken. Durch ihr Vertrauen in den, weicher
ist, siegten sie auf den Schlachtfeldern, die zu Denk-
Mälern ihrer Tapferkeit geworden sind; durch ihre
vollkommene Ergebung in die Grundsätze der geheilig-
ten Religion, machten sie jene öffentliche Tugend mög-
sich, deren schönes und seltenes Beispiel sie bei Mor-
garten gaben.

Das helvetische Volk verlangt vollständige Beruh!-
gung über einen Gegenstand, der uns wie ihm von
der äussersten Wichtigkeit ist. Durch die Unbestimmt-
heit und Zweideutigkeit des 6. Artikels unserer ge-
gegenwärtigen Constitution, und mehr noch durch die
Ränke und Bosheit der Feinde der Republik beun-

ruhigt, verlangt es laut Ane offene und deutliche

Erklärung, die allen Besorgnissen über einen Gegen?
stand, den es mit Recht als den allerköstlichsten an-
sieht, ein Ende mache. Man muß diejenigen, die
aus Religiousbesorgnissen die alte Ordnung zurük?
wünschen sollten, überzeugen, daß das R-stch der
Freiheit und Gleichheit ihren Glaube», und die kirch?
liche Hierarchie und Gewalt jage stlichen Dmg'nschüzt.
Diese Zustchenmg muß von der Art seyn, daß sie

jeden aufrichtigen und redlichen Menschen, jedes
noch so furchtsame Gewissen bei der ersten Lesung
beruhige; sie muß kurz, bestimmt und laconisch die
Verhältnisse des kirchlichen Gebäudes in dem po is
tischen darstellen, ohne hernach sich um die metaphy?
fischen oder klemlichken Einwürfe zu bekümmern, welche
von Heuchlern, falschen Devoten oder eifrigen Pha?
risäern, deren es mehrere giebt als man glaubt,
und die gefährlicher sind als man denkt, gegen eine
woh! überlegte, mit reinem und aufrichtigen- Sinn
gemachte Abfassung vorgetragen werden mögen.

Ich gehe nun über zu den Hauptgrund^l-en des
gesellschaftlichen Vertrags. Die Entwürfe eurer Eom-
mission enthalten alles, was in dieselben soll und darf
aufgenommen werden. Die Maximen, die in diesem
Abschnitt aufgestellt werden, sollen die Quelle seyn,
aus der unsere ganze Geftzgebung und unser Staats?
recht sich herleiten ; mann kann darum nicht zu sorg?
faltig bei ihrer Abfassung seyn, um es auch deni
verkehrtesten Geistern unmöglich zu machen, gcfährli?
che Folgerungen daraus zu ziehen.

Die repräsentative Demokratie wird die Grund?
läge der neuen helvetischen Staatsrrrkrmde seyn;
nicht ohne Ursache bemühte ich mich in meiner Rede
über das System der wahlbaren Bürger in ihrem
Verhältniß zu einem Nationalwahlcorps zu beweisen,
daß der Nationalgeist unsers Vaîerlaàs von jeher
zur Demokratie sich geneigt habe. Allenthalben sin?
de ich Bürger, dre jagen, sie wollen die Republik,
und die doch Wege einschlagen, die gerade zum Ge«
gentheil führen; allenthalben verlangt man die Ve?
ftstigrmg und Anerkennung unsrer Unabhängigkeit,
und sogar der einen und unthessbaren Republik; in?
deß höre ich auch öffentlich den Föderalism anprei?
sen, als der uns allein die Neutralität wieder ge?
den könne; ich sehe, daß man diejenigen lächerlich
zu machen sucht, tue dem redlichen Landmaime eins
Gerechtigkeit zuwenden, welche Stolz und Egoism
ihm rauben möchten. Selbst Männer des Tages,
große Männer der Mässigung und der G e?

rechtigkeit scheuen sich nicht zu behaupten, die
aristo - oligarchisch - föderative Verfassung sey allein
der Schweiz angemessen. Daher zählt sich ohne
Zweifel die große Zahl der Herren, und die Ver?
achtung, die man auf die einfachen aber populären
und die Sache selbst und ihre Wese heit bezeich: cn?
den Namen von Patrioten, B ürg e r und Ue?
publik a ner zu werfen sucht. So verschiedenartige



Elemente machen es nothwendig, dass die constilu-
live» Elemente einer Nation aufgestellt und fesigesezi

werden, die nicht langer in einigen Jidividuen
und Familien das Vaterland und die Sonverainität
erkennen kann, die beide ihr allein z-ämmen.

Der nachdrucksvoll ausgesprochne Wille des

Volks für die Demokratie, dieser Nationalwille wird
die Grundlage unsrer Verfassung seyn, die gleich
weit von willkührlicher Gewalt der Menge und von
willkührlicher Gewalt Weniger entfernt seyn soll;
das Verdienst und die Tugend allein sollen künftig zu

Staatsämtern führen. Die helvetische Nation, für
die Handhabung ihrer Gesetze, ihrer Verfassung und
ihrer Unabhängigkeit bewaffnet, wird auch in ihrem
Demokratisier die politischen und religiösen Meinnn-
gen andrer Volker, so abweichend sie auch von den
ihrigen seyn mögen, zu achten wissen.

Möge diese Verfassung alle Partheien vereinig

gen, mögen alle Stimmen für sie zusammentreffen,
m.geche allen Faktionen, allem Haß allen Leiden-
schasten ein Ende machen und mit einem Wort,
alle bürgerlichen und gesellschaftlichen Tugenden un-
ter uns neu schassen. Diesen Wunsch meines Her-
zens theilet ihr gewiß alle mit mir, DB- Senatoren,
und ich werbe nie müde werden, für dessen Ver-
tvirklichung zu arbeiten. — Ich schlage vor, an die
Spitze der Hauptgrundsätze nachfolgenden Artikel zu
stellen:

„Die christliche Religion nach dem cathsli'schen
und protestantischen Glaubensbekenntniß und ihre
Gottesdienste bleiben frei und unairgetastek. Sie sie-
hen als das Heiligste des Volkes unter dem beson-
dern Schutze der Gesetze. Den anständigen Unter-
ha t der mit dem Unterricht und der Sittenaufsichi
der Bürger beauftragten Geistlichen sichert die Na-
»ion ihnen zu. "

Lüthy v. S- Wenn nicht mehrere Präopinan-
ten den Artikel über die Religion wie das Majori-
tàisgutachten ihn aufstellte, angegriffen hätten, würde
ich nicht das Wort genommen haben. Ich habe
immer mich zur katholischen Religion bekannt; aber
das soll mich nicht abhalten, die Freiheit des religiö-
sen Glaubensund der Gottesdienste zu vertheidigen;
wir sollen nicht blos für die Religion unsrer Väter,
wir sollen tür alle Religionen Achtung und Ehrfurcht
haben. Wie reimt sich aber das damit, daß der
Staat besondere Rüksichttn auf die katholische und
protestantische Religionsparthei nehmen soll? Diese
Religionen haben Eigenthum gehabt; sie haben die-
ses in die Hände des Staats gelegt, und ihm zur
Verwaltung übergeben; als heilige Schuld wollt ich
diejes Eigenthum anerkannt wissen — wenn also das
Zehnden - und Bodenzins - Dekret so soll beibehalten
werden, wie .es besieht, dann muß die Nation die

Kapitalien wieder herstellen, die dieser Beschluß der
Kirche entzogen hat.

Diethelm. Ueber den religiösen Art. muss er
auch seine Gedanken sagen, und er schlagt folgende
Redaktion vor:

Die Religion der Christen, nach dem katholischen
sowohl als protestantischen Glaubensbekenntnisse,
und derselben Gottesdienste, so wie nur sie von un-
fern Vätern ererbt haben, bleiben frei und ungestört,
und ihnen wird der Schutz der Gesetze vorzüglich
zugesichert. Der standsmäßige Unterhalt der Reli-
gionsdiener und Pfarrer, als der Lehrer und nächsten
Aufseher der Sittlichkeit ihrer Pfarrgenossen wird als
eine richtige Schuld der Nation anerkannt, und die
schleunige Entrichtung derselben ist der dringendste
Austrag der Gesezgeder.

Barras. Ich sehe, dass die Minorität keine

neue, sondern nur eine verbesserte Ochsische Consti-'
tution vorlegen wollte — nun sage ich, das, worauf
eine Constitution gebaut ist, muß schon da seyn.
Die Einheit war aber vor der Ochssschen Ver-
fassung nirgends vorhanden ; also auf Nichts ist
der neue Entwurf gegründet. Er zeigt die Noth-
wendigkeit einer neuen Redaktion des ganzen Ab-
schnittes, und findet ihn unbestimmt, und die Grund-
lagen und den Zwck der Republik ganz ausser Acht
gelassen.

àittelholzer verlangt Vertagung der weitern
Discussion bis Morgen, und Ernennung der Com-
mission an die alle gefallenen Anträge zu weisen.

Dieser Antrag wird angenommen.

Durchs geheime Stimmenmehr werden in die
Commission ernannt: Mittelholzer, Genhard,
Cart, Auguftini und Barras.

Der Präsident legt eine an den Senat eingelaugte
Denkschrift vor, durch die die Genfer ihre Unab-
hängigkeit von Buonaparte zurükveriangen.

Anzeige«
Da die Cenêralverwaltung der helvetischen Pn

sten, die Stelle eines Ch'fs des Controlle - Bürean
des Postamts Basel, mit Genehmigung des Bürger
Fiuanzministcrs wieder zu besehen hat; so ladet sie

ihre Mitbürger, welche Lust zu derselben haben, und
die nöthigen Kenntnisse besitzen, hicmit ein, sich bis
auf den zoten des laufenden Monats Merz, bei
ihrcck Bureau (weiß Quartier Nro. 115 i» Bern)
dazu einschreiben zu lassen.
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G e s e z g e S u n g.

Grosser Rath, 6. Merz.
Präsident: Anderwerth.

Die Vollziehung übersendet folgende Both-
fchaft.

Bürger Gesezgeber!
Benz Stromeyer von Bourgillon, Canton Frei-

bürg, war wegen Dicbsiahl von der ehemaligen Re-
giernng auf zehen Jahre ins Zuchthaus verurtheilt
worden, und zwar unter der "Bedingung, daß er
Während der fünf ersten Jahren weder Begnadigung
erhalten, noch darum ansuchen sollte. Nunmehr hat
er fünf und ein halb Jahr von seiner Strafe über-
standen, und bittet um die Erlassung der noch übri-
gen VerHaftzeit, zu der er verurtheilt worden.

Die zu seinen Gunsten angeführte Gründe sidn
theils die Demuth und Ergebung, womit er sei»

Vergehen zu tilgen sucht, theils die physischen Uebel,
die er als Folgen seiner Strafe zu tragen hat. Bei
dem Einmärsche der Franken in Fceyburg, war er
auch mit mehrern andern Gefangenen auf freien Fuß
gestellt worden, indeß kehrte er von selbst wieber
zur Ausvaurnng seiner Strafe ins Gefängniß zurük,
und immer betrug er sich auf eine Art, wodurch er
sich eurer Gnade werth «nachte. Er hat ein Auge
verlohren, und fürchtet, wegen seines VerHaftes au
einem ungssundcn Orte n ch ganz zu erblinden. Auch
selbst der Ausdruk des über ihn ergangenen Urtheils
nährt bei ihm die Hoffnung, daß nach Verlauf einer
gewissen Zeit seine' Strafe werde erleichtert werden.
Dieser Termin ist verflossen, und nach dem Zeug-
nisse des Zuchtmeisters verdient Etro.meyer wegen
seines Betragens Nachsicht.

Auf diese Gründe hin, Bürger Gesezgeber!
schlägt Ihnen der Vsllz'chungs - Ausschuß -vor, dem
Benz Stromcyer die 'Erlassang des Restes seiner
Strasse zu bewilligen.

Gruß und Hochachtung.

Lüscher wünscht zu entsprechen, doch will er
die 'Sache durch eine Commission erst untersuche»
lassen.

Secretan folgt diesem Antrag, welcher auge-
nomme» wird. In die Commission werden geordnet
Broye, Gapani und Delöes.

Bester legt ein Gutachten vor über die Pfarr-
Wahlen, welch, s a iff den Canzleitisch gelegt wird.

Car m int ran im Namen der Minderheit der
Commission, legt über den gleichen Gegenstand ein
Gutachten vor, welches auf den Canzleitjsch gelegt
wird.

Senat, ii. Februar.
Präsident: Badonx.

Die Discussion über den ersten Abschnitt des
Constitutionsentwurfs der Minorität wird forkgesezt.

Rochli. Im Angenblik, wo fürchterliche fremde.
Armeen auf unserm Boden stehen, unsre Finanzen er-
schöpft sind und Zwietracht die R-publik theilt, fas-
sen wir den Entschluß eine neue Verfassung Helvetica
zu geben. — Das Loos ist geworsse»; ich will mich
nicht widersetzen, ungeachtet es vielleicht klüger ge-
wesen wäre, sich mit Verbesserung der Och si scheu
Constitution zu beschäftigen; denn es ist.nicht über
die Constitution, über die das Volk klagt; es sind
andere Uebel, deren Druk es fühlt. Die voreilige,
vielleicht zu unüberlegte Abschaffung der Feodalrcchte,
der Allianztraktak, der uns die Neutralität geraubt
und den Unterhalt fremder Heere aufgeladen hat, das
sind die Wunden, die man hatte heilen sollen. All-
gemeine Revision der Gesetze der Republik wäre drin-
gender als eine neue Verfassung; aber jezt wäre es
unklug und unbescheiden euren Geschäftsgang zu un-
kerbrechen, indem man bereits so weit vorgerükt ist. —
Der erste Abschnitt des Entwurfs der Majorität hat
meinen ganzen unbeschränkten Beifall. Nur über den
i. Art., der die Religion becrift, will ich einige
Wrrte sagen: welche Besorgnisse derselbe auch erre-
gen mochte, so hat über den Unterhalt der Geistlichen
küthy den Gegenstand treflich ins Licht gesezt; die-
sein füge ich hinzu: es ist nicht^gem'-g, Nr den Uns



êêchalt ber Religionslehrer zu sorgen, m/n muß
ouch für gehöriges Ansehen und Achtung derselben

Sorge tragen. Die Herabwürdigung des geistlichen
Standes hat vorzüglich viel geschadet. Las Volk
bedarf Führer, Leiter und Trvfsir; wir müssen den
Geistlichen alle Mittel an die Hand geben, um der
Zügellosigkeit und Frechheit Einhalt zu thun. Ich
schlage die Abfassung des Art. folgendcrmassen vor:
„Den Glaubensgenossen anderer Religionen, in so

fern sie den Sitten und der Ruhe des Staats nicht
gefahrlich sind, wird in Helvenen vollkommene Dui:
bung gestattet." — Joseph führte Toleranz in seinen
Staaten ein, von da an blühete Osterreich auf. Wenn
uns wieder Friede geschenkt wirb, so werden Fremde
aus allen Gegenden ihren Aufenthalt sied in Helve-
tien wühlen; man mache dieß nicht durch Unduldsam-
keit unmöglich.

Lüthard. Ich schlage vor:
1) Den ganzen Abschnitt zu einer neuen Abfas-

sung an eine Commission zurükzuweiscn.
2) Bei dieser Abfassung folgenden Plan zu be-

folgen:
s) Erklärung der Gesamtheit des Volks, daß und

zu welchem Zwek sie sich in einen Staat vereinige.
d) Erklärung, daß m Folg dieser Vereinigung es

nach der nachbeschriebenen Art seine Regenten
wähle: zu Abfassung des Gesetzes, zu Besiim-
mug der zu Erreichung der Staatszwecke noth»
gen Anordnungen, und zu Exekution der einen
und andern.

ch Erklärung der Unterwürssigkeit unter das consti-
tukionsmaßig abgefaßte Gesez.

6) Erklärung der besondern Bedingnisse,
unter denen das Recht der Eutwerffung und
Vollziehung der Gesetze an den Regent übertra-
gen wird.

l. Bedingnisse, die den Menschen ein-
schränken

«) In Absicht auf das Individuum als
Mensch betrachtet

zur Sicherheit
i. seiner Person, s. x. Art. 5. 6.
s. seinesEigenchums, s.K.Art. 7.3. il.
Z. des freien Gebrauchs seiner gestsi-

gen Kräfte, e. K. Art. i. z.
b) In Absicht auf das Individuum, un-

ter einer bereits existierenden
Beziehung betrachtet.

1. Als Mitglied der Gesellschaft der
Kirche.

2. Als Mitglied einer unter dein Na-
men Gemeinde bestehenden Gesell-
schaft.

e) In Absicht auf gewisse, auf mehrere
Garantie der Freiheil abzweàde Ver-
haltiìisse. Hieher e. g. Art. 9. 10. 12.

S. Bedingm'sse, die dem Menken gêSieken-
Dahin

«. Erziehungsanstalten. Art. 2.
k>. Armenanstalten. Art. 4.

Tob ler schlägt vor, den 8teu Artikel auf fol/
gende Weise abzufassen:

Die bisher in der Republik eingeführte Religiös
nen nnd Gottesdienste bleiben u gestvrr und stehen
unter dem besondern Cchuz der Geselle. Indeß
bleibt die Gewissensfreiheit ungekronkt und der Staat
maßt sich nicht au, zu gcw sien Bekennt,, ssen zu vers
pflichten, oder daran zu hindern. Fur de» Unterhalt
der Geistlichen der katholischen und protestantischen
Religion wird durch den Staat dincte oder durch die
Gemeinen auf eine durch die Gesetze zu bestimmende
Weise gesorgt »erden.

Der erste Theil des Artikels ist nothwendig, aber
hinreichend. Den 2ten Theil wün cht er zur Ehre der
helvetischen Nation, damit wir ri cht vor der Welt
am Ende des iZren Jahrhunderts den Vorwurf der
Unduldsamkeit auf uns laden. Im Zken Theil kann
nichts mehrcres und bestimmteres^ in der Versassungss
actt gesagt werden, damit man matt sich etwas aufs
lade, was man zu erfüllen n cht im Stande sey.

Devevcy findet auch den Vorschlag der Majos
ritàt vorzüglicher; dem Artikel über die Religion will
er beifügen: die Guter und Fonds, die für den Uns
terhalt der Geistlichen bestimmt worden, sollen nnvers
äusserlich bei dieser Bestimmung bleiben; ferner will
er einen Anitel aufnehmen, der jedem Hclvctier das
Recht sichert sich wo er will in Hclvetien niederzulass
sen, dieß jedoch nicht ohne Zeugniß guter Sitten und
ohne Entschädigung für die Vortheile, die er in der
Gemeinde genießt. Auch verlangt er einen Artikel,
der sage: daß jeder Bürger sich dun Vaterland schnls
dig und zur Vertheidigung der äussern und innern
Sicherheit, Ruhe und Bcschützung der Personen und
des Eigenthums, jeder Auffoderung zu entsprechen
bereit seyn soll.

V 0 n fi àe legt folgenden Redact.'onsvorschlag vor:

Erster Abschnitt.
Mit festem Vertrauen auf Gott und dessen gnâs

digen Beistand und Schuz, vereinigt sich das Schweis
zervolk in einen Freistaat, erklärt denselben unabhans
gig und giebt ihm nachstehende Hauptgrundsatze zur
unabänderlichen Grundlage:

Haup tgrundsatze.
1. Die christliche Religion, die Religion unserer

Väter, nach dem cathol'schen sowohl als Protestant!-
seyen Glaubcnsbekenutviß, und die freie Ausübung
ihrer Gottesdienste sollen als ein Heiligchum angeses
hen, ihre Rccyte und Freiheilen von allen Staarsges
walten ttfpeimk, und gegen jeden Eingriff geschützct
werden. Auch soll der anständige Unterhalt der Psars
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rêr und Religíonsdlener als eine heilige Schuld des
Volks anerkannt und ihnen zugesichert bleiben

2k Der schweizerische Freistaat ist ein und
untheilbar. Heine alten oder vormaligen Grenzen im
Innern haben mit allen Geburts- und Adeistileh-
und Vorrechten aufgehört.

z. In dem gesamten Volke liegt ursprünglich
die Houvcrainitat des Staats, und von ihm olle n
geht jede Gewalt aus. Weil aber das gesamte Volk
seine EouverainilatSrechte selbst nicht aueüben kann,
so übertragt es selbe an Manner aus seiner Mitte,
die wegen anerkannten besondern Eigenschaften und
Fähigkeiten auch seines besondern und vorzügliche»
ZnrrauenS würdig sind

4. Die Houvcrainitat des Staats theilt ihre
Gewalt in drei Klassen:

«. in die gesezgebende,
k>. in die richterliche,
c. und die vollziehende.

5. Alle diese Gewalten sind nothwendig, und
jede hat die heiligste Pflicht, das Volk bei keinen na-
türlichen Menschenrechten zu schützen.

6. Unter den Menschenrechten wird verstanden:

als sie den guten Sitten und dem Maat nicht ge-
fahrlîch wird.

12. Der schweizerische Freistaat erkennt die
deutsche Sprache als die Nationaljprache seines Vol-
kes: darum werden die Prowtoue aller obersten Ge-
walten des Staats auch nur in deutscher Sprache
geführt: Publikationen, Gesetze und RegüruugSbe-
Schlüsse werden aber jeder Gegend der Schweiz in
derjenigen Sprache zugeschikt, die unter ihrem Volk
üblich ist.

iz. Es soll auf keinem Boden eine ewige oder
nicht losfaufirche Last haften, noch ein liegendes
Gut uuverausscrlich erklart werden dörfen.

14. Kein Gesez iann eine rükwmkende Kraft
haben.

15. Niemand kaun vom Staat zur Veräußerung
irgend eines EigenihumS ge,wungen werden, ausser
im Hall eines gcfezüch anerkannten Bedürfniss s, und
nur gegim volle Entschädigung.

io. Alle vffeurl.che Beamtete, so durch gegen-
wältige Staarsversassnng aufgestellt werden, haben
Ar-ipruch auf eine gesezliche Besoldung, weil sowohl

Sraatswlsseuschaftcn mir Aufwandver Erwerb der Sraatswlssenschaften mir
a. de Freiheit, baß jeder Bürger zu einer Relüchird Kosten, ais auch die Verwaltung der Staats-

gwu sich bekennen darf, die ihm seine eigneftmttr mil Hintansetzung der eigenen Geschäfte ver-
Ueberzeugung und sein Gewissen anrathcn mag,

l>. die Freiheit zu jeder Gatt-mg Handel und Er-
werd, wie jeder andere Bürger,

c. die Freiheit zu jedem geist- oder weltlichen Amr
zu gelangen, wie jeder andere Burger

6. und endlich Sicherheit für seine Person, seine
Ehre und Eigenthum.

Dagegen ist aber jeder Partikular schuldig,
berhältmßmaßig nach seinem Vermögen zu den Be-
bürtnisseu des Staats beizutragen, wenn dessen ge-
wohnre Einkünfte nicht mehr hinreichen, die nöthigen
Ausgaben zu bestreuen.

8. Wer jedoch nicht ein Tausend Schweizer-
franlen eignen und reinen Vermögens hat, ist, als
unrcr die Klasse der Armen gehörig von allen Steuer-
abgaben an den Staat enthoben.

<). Auch ist und bleibt daS Pfrunbeinkommen
der Relig onSdienec, die verfassungsmäßige Besol-
dung der öffentlichen Beamten, j»e der Schuliehrer
und die Fonds aller Kirchen, Schul- und Arme.ian-
stalten all r Eteuerabgaben an den Staat enthoben.

10. Ein Nationalmstirut fur den ganzen Frei-
siaat, ein Collegium in jedem Distrikt oder Kanton
(oenn ich möchte nun den dem Volk fremden Namen
Distrikt wegfallen und thu dura) daS beliebtere W-rr
Kanton ersetzen lassen), uns Erziehungsanstalten in
allen Gemeinden sollen jedem Schweizer Mittel an
die Hand geben, seine geist- und körperliche Anlagen
ju entwickeln und zu vc.oollkommnen.

11. Die Preßfteiheit soll nüziich unterrichten,
nicht verderben: darum ist sie nur insofern erlaubt,

baiiven ist.
17. Kein Staatsamt darf lebenslänglich seyn,

und geist- und weltl che Aemter diesen nicht zu glei-
cher Zeit von einem Bürger bekie der werden.

lg. Die Schweizer sind freie Bürger, und eben
darum sind sie dem Gesez Unterthan; es mag be-
schützen oder strafen. Ihr Lüblingswort ist, Religion,
Freiheit und Vaterland.

iy. Niemand darf vor Gericht berufen, ange-
klagt, gefangen gesczt, oder gerichtet werden, als
in Kraft der Gesetze, in den durch sie best immen
Fallen, und aus die durch sie vorgeschriebene Art.

20. Der schweizerische Freistaat ist mit allen
benachbarten Staaten Freund; er sucht keine Erode-
ruugen, darum Mischt er sich auch in keine Knege
äusserer Machte; er seye denn durch schon bestchcr.be
Vertrage dahin verpflichtet.

21. Ungeachtet seiner friedliche» Gesinnungen
stellt er sich aber gleichwohl m cm n ftioen Kräften
angemessenen Vertheidigungsstaud gcg n jene Feinde,
von denen er angegriffen oder bedroht w.rom
möchte.

22. Darum sind die Schweizer alle Soldaten
fürs Vaterland, und keiner darf fur sich einen Solo-
»er stellen; denn er würde daourch den Namen e neS
wahren Schweizers entehren, und das Heil des Bas
leriaudcs gefährden.

23. Da aber auch nothwendg hinüber einige
Ausnahm statt haben muß, so bleibt es dem Gesez
vorbehalten, dieselbe zu bestimmcn.

24. In LrievenSMen hat der Staat keine sie-



hcnden Truppen, ausser eine Ehrenwache von igo»
Maun fur die obersten Staatsgewalten. Bei eun-

trettendec Gefahr eines Feindes von Aussen, oder
entstehenden Unruhen von Innen, marschiert die
Landmiliz, jvo es nöthig seyn mag. '

Meyer v. A ran glaubt, die Discussion be-
weise, daß man nicht sehr von einander entfernt sey;
er legt einen Verbindungsvsrschlag des Majorities-
und Minoritatsgutachtens vor.

Schneider wünscht, daß doch mit wahrer Ein-
tracht die gemachten Antrage benuzt und vereinigt
werben; über den Artikel, der keine ewige Lasten auf
dem Boden haften läßt, stimmt er den gestrigen De-
merkungen Augustinis bei, denn es giebt Lasten, so auf
dem Hoden haften, die unmöglich können und dürfen
losgekauft werden. — Er möchte daher anstatt Last,
Aeodallast setzen.

Badoux. Der 6te Art. soll vor jeder willkühr-
lichen Verhaftung und Gefangennehmnng schützen;
wer sichert uns aber, daß das Gesez, welches er

anruft, nicht willkührlich und ungerecht sey? Auch
der Art. der Majorität reicht in dieser Rüksicht nicht
hin — Man muß zwischen Verhaftung und Gefan-
genschafc unterscheiden; diese ist Strafe, die nur
auf richterl chen Spruch erfolgen darf, jene dient
zu Versicherung einer verdächtigen Person. Es muß
aber auch bestimmt werden, daß kein V/rhaft gegen
solche, die nur corrcktionrlle Strafen für ihre Bec-
gchcn verdient hade»,, möglich sey. Man sage: Nie-
m.md kann ins Gefängniß gebracht werden, bis der
Richter ihn zu einer Gefängnißstrafe verurtheilt hat.
Ferner will er den Grundsatz der Geschwornengcrichte
in die Uerfüsistngs-Grundsätze selbst einrücken lassen.

Augustin! unt-rscheidet zwischen öffentlichem
und nicht öffentlichem Gottesdienst, dadurch will er
seine gestrige Meinung rechtfertigen. Oeffentiiche
Got!?sdicnste finden bei öffentlichen Zusamwenkünf-
ten des Volks, unter Anerkennung des Staats, bei
offenen Thüren statt. Nicht öffentlich ist, der unter
bloßer Duldung, von einem Religionsdiener, der nicht
das Srandeszeichen trägt, verrichtet werden.

Mitkelhoizer liest eine Redaktion des ganzen
Abschnitts vor: er glaubt eine ganz neue Abfassung
sey nothwendig, und die gestern ernannte Commis-
si.m könnte nichts anders thun, als eben diesen Vor-
sch'ag machen.

Devevey. Ich habe die Conftquenz Mittel-
holzcrs bewundert; er sagt, die Republik sey ein und
unheilbar, also auch die italiänischen und franzosi-
scheu Theile gehören zumTanzen; wenn nun die deutsche
Spraye die ausschließliche Nationalsprache seyn soll,
so werden die italiänischen und französischen Theile
nur passive Glieder und eine deutsche Aristocratie die
nothwendige Folge seyn; er hofft, dieser Antrag
zsecde bei Seite gesezt werden.

Nittelyolzer beha ltet, alle Nationen haben

eine Nationalsprache, und nirgends wie bei uns wwi?
den aste Regierungsgeschäfte' in 3 Sprachen geführt.

Sie Discussion ist geschlossen, und die verschiedenen
Motionen werden der gestern ernannten Commission
übergeben. >

>

Lutha rd erneuert Mittelholzcrs Antrag für eine ^

Redaktionskommission. ^

Làthi v. S. widèrsezt sich, und will erst über
die große Anzahl der gefallenen Motionen entschließen,
lassen, hernach erst kann "eine Redaktion gemacht
werden. Die Commistwn soll in 2 Tagen berichten.

Cart ist gleicher Meinung.
Muret ebenfalls; er möchte aber cine proviso-

sorische Redaktion zu gleicher Zeit von dieser Com-
misston verlangen.

Csrt uncerstüzt diesen lezten Antrag.
Berthollct will wissen, ob man dann über

diese provisorische Redaktion auch wieder diskutieren
könne?

Der Antrag Murets wird angenommen.
Der Senat schließt seine Sitzung, um einen

Bericht der vereinten Commission über den Finanz-
Zustand der Republik anzuhören.

(Nachmittags 4 Uhr.)
Der Vollziehnngsausschuß zeigt die Geschenke

der Gemeinden Wifsisburg und Bellerive für die durch
den Krieg verwüsteten Kantone an.

Der Vollziehnngsausschuß sendet Beglükwün- ^

schungsschreiben über den?ten Jan. der Autoritäten
des Kantons Baden der Gemeinden Orsonnens und
Estavayer-lc-Gibloux Kanton FryMirq.

Die Gemeinden des Distrikts Cvssonay machen
Vorstellungen gegen die-Bezahlung der zwei vcrfal-
lenen Bodenzinse von 1793 und yy, und theilen '

verschieden? auf die Constitutionsoerbesserung Bezug
habende Bemerkungen mit.

(Die Forksetzung folgt.)

Anzeige.
Der Kriegsminister der einen und untheiHareit

Helvetischen Republik ladet die DB. Grüne? und Geß-
ner ein, in ihr nächstes ZeitungSblatt einzurücken,
daß unterm 2c>ten Vieles zu der Ernennung von drei j

Frldapochekcrn der -steu Classe gefthr-tten werden wird,
die dazu Lnßhabendea aber sich bevor einem Examen
des B. Schifferly, -Oberftidwundsrzt, unterwerfen
sollen. ^

Bern den 7. Merz 1800.
-Im Namen des Ministers, der Chef der

Generalverwsltung des Kriegswesens,

I 0 mi n i.
>
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